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Leitsätze des Urteils

/. Beamte— Klage — Rechtsschlitzinteresse — Zum Auswahlverfahren zugelassener Bewerber
— Urteil, mit dem die Ernennung aufgehoben wird — Eröffnung eines neuen Einstellungs­
verfahrens durch die Verwaltung
(Beamtenstatut, Artikel 91)

2. Beamte— Einstellung — Keine Verpflichtung der Verwaltung zur Besetzung einer fúr frei
erklärten Planstelle — Urteil, mit dem ein Einstellungsverfahren teilweise aufgehoben wird
— Eröffnung eines neuen Verfahrens — Zulässigkeit
(EWG-Vertrag, Artikel 176; Beamtenstatut, Artikel 29)

3. Beamte — Beschwerende Verfügung — Begründungspflicht — Umfang
(Beamtenstatut, Artikel 25)

4. Beamte — Klage — Klagegründe — Ermessensmißbrauch — Voraussetzungen

5. Beamte — Beförderung — Ermessen der Verwaltung — Gerichtliche Nachprüfung —Gren­
zen
(Beamtenstatut, Artikel 45)
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LEITSÄTZE — RECHTSSACHE T-38/89

1. Ein Bewerber, der zu einem Einstellungs­
verfahren zugelassen worden ist, hat
schon deshalb ein Interesse daran, wie
die Anstellungsbehörde den Fortgang
dieses Verfahrens bestimmt. Bei diesem
Bewerber ist daher gegenüber den von
der Verwaltung im Anschluß an ein Ur­
teil, mit dem die Ernennung eines Mitbe­
werbers auf die streitige Stelle aufgeho­
ben wurde, getroffenen Entscheidungen,
eine erste Stellenausschreibung zurück­
zuziehen und ein neues Einstellungsver­
fahren durchzuführen, ein Rechtsschutz­
interesse selbst dann gegeben, wenn er
sich zu denselben Bedingungen erneut
hat bewerben können, sofern das neue
Verfahren die objektiven Bedingungen
für eine Abwägung der verschiedenen
Bewerbungen insoweit verändert, als es
zum einen die Teilnahme neuer Bewer­
ber und zum anderen gegebenenfalls die
Berücksichtigung von Berufserfahrung
und Abschlüssen ermöglicht, die die Be­
werber in dem Zeitraum zwischen den
beiden Stellenausschreibungen erworben
haben.

Außerdem werden die Adressaten eines
Urteils, mit dem eine von einem Organ
erlassene Rechtshandlung aufgehoben
wird, zweifellos durch die Art, in der das
Organ dieses Urteil ausführt, unmittelbar
betroffen. Sie sind somit befugt, einen et­
waigen Verstoß des Organs gegen die
Pflichten aus den anwendbaren Vor­
schriften durch den Gerichtshof feststel­
len zu lassen.

2. Die Anstellungsbehörde ist nicht ver­
pflichtet, ein gemäß Artikel 29 des Sta­
tuts eingeleitetes Einstellungsverfahren
abzuschließen. Dieser Grundsatz gilt ge­
rade auch dann, wenn das Einstellungs­
verfahren durch ein Urteil des Gemein­
schaftsgerichts teilweise aufgehoben wird.

Folglich kann ein solches Urteil keines­
falls Auswirkungen auf das Ermessen der
Anstellungsbehörde haben, ihre Auswahl­
möglichkeiten im dienstlichen Interesse
zu erweitern, indem sie die ursprüngliche
Stellenausschreibung aufhebt und dem­
entsprechend ein neues Einstellungsver­
fahren eröffnet. Da die Anstellungsbe­
hörde nicht dazu verpflichtet ist, das ein­
geleitete Verfahren fortzusetzen, kann
sie mit vollem Recht ein neues Einstel­
lungsverfahren eröffnen, ohne daß sie bei
der Durchführung des Urteils das Ver­
fahren in der Lage fortführen müßte, in
der es sich vor dem Erlaß der rechtswid­
rigen Maßnahme befand.

3. Die im Anschluß an ein Aufhebungsurteil
erfolgte Aufhebung einer Stellenaus­
schreibung und Eröffnung eines neuen
Einstellungsverfahrens fallen in das Er­
messen der Verwaltung bei der Organi­
sation ihrer Dienststellen. Der Begrün­
dungspflicht nach Artikel 25 des Statuts
ist mit der Bekanntgabe der neuen Stel­
lenausschreibung Genüge getan, wenn
diese in einem dem betroffenen Beamten
bekannten Rahmen erfolgt und er des­
halb die Bedeutung der angefochtenen
Maßnahmen erkennen kann.

4. Von einem Ermessensmißbrauch kann
nur dann ausgegangen werden, wenn
nachgewiesen ist, daß die Anstellungsbe­
hörde mit dem Erlaß der streitigen Ver­
fügung einen anderen Zweck als den der
betreffenden Regelung verfolgt hat.

5. Die Anstellungsbehörde verfügt bei der
Abwägung der jeweiligen Verdienste der
Beamten, die eine Anwartschaft auf Be­
förderung haben, über ein weites Ermes­
sen, und das Gemeinschaftsgericht hat
seine Kontrolle auf die Frage zu be­
schränken, ob die Behörde ihr Ermessen
offensichtlich fehlerhaft ausgeübt hat.
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